Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Änderung des Entwurfs einer Vierten Verordnung 

zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Entwurf einer Vierten 

Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzge- 
setzes folgende Änderungen vorzunehmen: 

1. In § 1 sind keine generellen Ausnahmen zu verfügen, sondern 
nur dann Ausnahmen zuzulassen, wenn sachliche Gründe vor- 
hegen, Ausnahmen zu gestatten, die für die entsprechenden 
Anlagen im Anhang aufgeführt sein müssen. 

Für Versuchsanlagen sind Genehmigungen nur dann im ver- 
einfachten Verfahren zu erteilen, wenn ihre Betriebsdauer auf 
maximal sechs Monate beschränkt ist. 

Absatz 4 ist ersatzlos zu streichen. 

2. § 2 Abs. 3 ist eindeutiger zu definieren. 

3. In § 4 ist der Brennstoff „pechgebundene SteinkohlenbrikeUs" 
ersatzlos zu streichen. 

§ 4 Abs. 2 ist dahin gehend zu ändern, daß auch Betreiber 
folgender genehmigimgsbedürftiger Anlagen einen Imnüs- 
sionsschutzbeauftragten zu bestellen haben: 

— bei Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung 
von 50 Megawatt und mehr für den Einsatz von Kohle, Koks, 
Steinkohle- und Braunkohlebriketts, Torf, Heizölen oder 
Holz sowie Holzverarbeitungsresten, soweit keine organi- 
schen Fremdstoffe enthalten sind, 

— bei Anlagen zur Strohverbrennung mit einem Durchsatz von 
mehr als 10 Tonnen/Stunde, 

— bei Anlagen zui Herstellung von Glas, einschließlich von 
Glasfasern, ist die Ausnahme zu „f emmeidetechnischen 
Zwecken" ersatzlos zu streichen. 

4. Im Anhang des Entwurfs sind iii den Nummern 1.1, 1.2, 1.3 
Anlagen mit festen Brennstoffen, Heizöl El, Heizöl S und Anla- 
gen mit Gas getrennt zu behandeln, und zwar wie folgt: 
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Spalte 1 

1.1 Feuerungsalllagen mit 

einer Leistung von 10 
MWth und mehr für den 
Einsatz von Kohle, Koks, 
Steinkohle- und Braunkoh- 
lebriketts 

1.1.1 Feuerungsanlagen mit 

einer Leistung von 50 
MWth und mehr für den 
Einsatz von Heizöl El 

1.1.2 Feuerungsanlagen mit 

einer Leistung von 10 
MWth und mehr für den 
Einsatz von Heizöl S 

1.2 Feuerungsanlagen mit 

einer Leistung von 100 
MWth und mehr für den 
Einsatz von gasförmigen 
Brennstoffen 


Spalte 2 

Feuerungsanlagen mit 
einer Leistimg von 1 MWth 
bis < 10 MWth für den Ein- 
satz von Kohle, Koks, 
Steinkohle- und Braunkoh- 
lebriketts 

Feuerungsanlagen mit 
einer Leistung von 5 MWth 
bis < 50 MWth für den Ein- 
satz von Heizöl El 

Feuerungsanlagen mit 
einer Leistung von 5 MWth 
bis < 10 MWth für den Ein- 
satz von Heizöl S 

Feuerungsanlagen mit 
einer Leistung von 10 
MWth für den Einsatz von 
gasförmigen Brennstoffen 


1.3 wird dahin gehend geändert, daß alle Müllverbrennungs- 
anlagen in 8.8 aufgenommen werden. 

In 1.4 sind alle stationären Verbrennungsmotoren, die eine 
Wärmeleistung von 0,1 bis 10 MWth besitzen, in Spalte 2 
aufzimehmen. 

Verbrennungsmotoren mit einer Wärmeleistung über 10 MWth 
sind in Spalte 1 einzufügen. 

In 1.7 heißt es neu: „Elektroumspannwerke mit einer Ober- 
spannung von 110 KV und mehr". 

In 1.14 ist die Ausnahme „erdgedeckte Lagerung" ersatzlos zu 
streichen. 

1.16 soll lauten: 


Spalte 1 

Anlagen zum Lagern von 
Mineralöl oder flüssigen 
Mineralölerzeugnissen in 
Behältern von 10000 Ku- 
bikmeter und mehr 


Spalte 2 

Anlagen zum Lagern von 
Mineralöl oder flüssigen 
Mineralölerzeugnissen mit 
einem Fassungsvermögen 
von 1 000 bis 10 000 Kubik- 
meter 


In 2.8 ist die Ausnahme „für f emmeidetechnische Zwecke" 
ersatzlos zu streichen. 

In 3.3 bis einschließlich 3.10 sind alle genannten Anlagen in 
Spalte 1 aufzunehmen. 

In 4.2 ist die Ausnahme „in handwerklichem Umfang" zu 
streichen. 

In 4.3 sind die Punkte a), b) und c) in Spalte 1 aufzunehmen. 

In 5.1, 5.2 imd 5.3 ist die Eingrenzimg „bahnen- und tafel- 
förmige Materialien" zu streichen. 
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In 5.2 ist die Ausnahme „Ethanol" zu streichen. 

In 5.6 ist „bahnenförmig" zu streichen. 

In 5.9 und 5.10 sind alle Anlagen in Spalte 1 aufzunehmen. 

In 8. müssen zusätzhch auf genommen werden: „Anlagen zum 
Verbrennen von Abfällen aller Art" sowie „Mülldeponien". 

Bonn, den 11. Aprü 1984 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Der von der Bundesregienmg vorgelegte Entwurf einer Vierten 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzge- 
setzes muß in den meisten Punkten als unzureichend angesehen 
werden. 

Insbesondere die zahllosen Ausnahmeregelungen weisen eine 
notwendige, verschärfte Ausnahmeregelung in nicht zu verant- 
wortender Weise auf. Der Entwurf einer Vierten Verordnung zur 
Diurchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes muß ge- 
währleisten, daß alle Anlagen die von der Großfeuerungsanlagen- 
Verordnung und der TA Luft erfaßt werden sowie alle anderen 
Anlagen unter Beteiligung der Öffentlichkeit dem Verfahren des 
Bundes-Imnüssionsschutzgesetzes unterworfen werden. 

Zul. 

Eine Genehnügung für Versuchsanlagen darf nur in dem Fall, daß 
die Betriebsdauer sechs Monate nicht überschreitet, in ver- 
einfachten Verfahren erteilt werden, da auch von Versuchsanla- 
gen erhebliche Emissionen ausgehen. Kriterium für die Form der 
Genehmigung einer Anlage kann nicht ihr Verwendungszweck, 
sondern muß ihre emissionsmäßige Relevanz sein. Daher ist auch 
Absatz 4 zu streichen. 

Zu 3. 

In § 4 ist der heute im Gebrauch unübliche Brennstoff „pechge- 
bundene Steinkohlenbriketts" zu streichen, da er erhebliche 
Emissionen der krebserzeugenden polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffe (PAH) venursacht. 

Zu 4. 

Bei nüt Heizöl S befeuerten Anlagen sollte die untere Schwelle für 
das vereinfachte Genehnügungs verfahren von 1 auf 5 MWth 
angehoben werden, so daß diese Anlagen unter die erste Verord- 
nung zum Bundes-Imnüssionsschutzgesetz fallen. Dies würde 
auch dazu führen, daß in diesen Anlagen nur noch leichtes Heizöl 
verfeuert werden dürfte, was zu einer Enüssionsmindenmg bei- 
tragen würde. Außerdem würden diese Anlagen dadiuch minde- 
stens jährlich vom Schornsteinfeger kontrolliert, anstatt wie bisher 
nur alle fünf Jahre durch den TÜV. Eine jährliche Überprüfung 
der Funktionsfähigkeit würde zu Energieeinspaiung und danut zu 
zusätzlichen Enüssionsnünderungen beitragen. 
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Feuerungsanlagen für gasförmige Brennstoffe zwischen 10 imd 
100 MW verursachen erhebüche NOx-Emissionen und müssen 
deshalb auch in das Genehmigimgs verfahren auf genommen wer- 
den. Bei Verwendung von Kokereigas ergeben sich zusätzhch 
erhebüch SO 2 - und Staub-Emissionen. 

Durch die neue Formuherung in 1.3 treten gegenüber der derzeit 
gültigen Fassung der Vierten Verordmmg zur Durchführung des 
Bimdes-Immissionsschutzgesetzes erhebüche Verschlechterun- 
gen ein, da Müllverbrennungsanlagen mit geringer Leistung nicht 
mehr dem förmüchen Genehmigungsverfahren imterüegen, 
obgleich MüUverbrenmmgsanlagen mehr Schadstoffemissionen 
verursachen als andere Formen von Abfallbeseitigimgsanlagen. 

Durch die neue Formuherung in 1.4 wären nur solche stationären 
Verbrennungsmotoren genehmigimgsbedürftig, die mit Wärme- 
kraftkopplung arbeiten. Verbrennungsmotoren aus Wärmeaus- 
kopplung und Wärmepumpen mit Verbrennungsmotoren, die 
auch erhebüche NOx-Emissionen verursachen, dürften demnach 
ohne immissionsrechtüches Genehmigimgsverfahren in Betrieb 
gehen. 

In 1.7 soUten Elektroumspannwerke ab einer Oberspannung von 
110 KV schon wegen der Lärmbelästigung im öffentüchen Verfah- 
ren genehmigt werden. 


Druck; Then6e Druck KG. 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21. Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 




